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1.	 Aktueller Überblick über die Neuregelungen  
der Minijobs

1.1	 Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns 

Durch das „Gesetz zur Erhöhung des Schutzes durch den gesetz-
lichen Mindestlohn und zu Änderungen im Bereich der gering-
fügigen Beschäftigung“ wurde der gesetzliche Mindestlohn mit 
Wirkung ab 01.10.2022 auf 12 Euro pro Stunde erhöht. Anspruch 
auf den gesetzlichen Mindestlohn haben auch geringfügig Beschäf-
tigte.1 Um sicherzustellen, dass der Mindestlohn auch tatsächlich 
bezahlt wird, besteht für Arbeitgeber die Pflicht, die Arbeitszeiten 
ihrer Minijobber zu dokumentieren. Konkret bedeutet das für den 
Arbeitgeber, dass er verpflichtet ist, Beginn, Ende und Dauer der 
täglichen Arbeitszeit seiner Minijobber spätestens bis zum Ablauf 
des siebten auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalender-
tages aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen mindestens zwei 
Jahre aufzubewahren. Für das Jahr 2022 sind für geringfügig Be-
schäftigte die folgenden Höchstgrenzen zu beachten.

Zeitraum
Mindestlohn  

je Std.
Minijobgrenze 

Monat
Höchstarbeits-

zeit Monat

01.01. – 30.06.2022  9,82 Euro 450 Euro 45,82 Std.

01.07. – 30.09.2022 10,45 Euro 450 Euro 43,06 Std.

01.10. – 31.12.2022 12,00 Euro 520 Euro 43,33 Std.

Mit der Lohnerhöhung um rund 22 % innerhalb eines Jahres steht  
sechs Millionen Menschen in Deutschland unmittelbar mehr Geld 
zur Verfügung.  Über künftige Anpassungen beim Mindestlohn ent-
scheidet ab 2023 wieder die Mindestlohnkommission. Die nächste 

1	 In dieser Publikation wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit in der Regel  
das generische Maskulinum verwendet. Die verwendete Sprachform bezieht sich  
auf alle Menschen, hat ausschließlich redaktionelle Gründe und ist wertneutral.
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Festlegungsentscheidung der Mindestlohnkommission erfolgt zum 
30.06.2023 und betrifft mögliche Anpassungen des Mindestlohns 
ab 01.01.2024.

Hinweis

Die vorliegende Mandanten-Info liefert einen Überblick über 
die wichtigsten ab 01.10.2022 zu beachtenden Neuerungen 
bei Minijobs und Beschäftigungen im Übergangsbereich. 
Allerdings kann sie nicht auf alle Einzelheiten eingehen. Für 
detailliertere Informationen steht Ihnen ihr Steuerberater je-
derzeit zur Verfügung.

1.2	 Anhebung der Geringfügigkeitsgrenze auf 520 Euro

Mit der Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns wurde mit Wir-
kung ab 01.10.2022 auch die Geringfügigkeitsgrenze von 450 Euro 
auf 520 Euro im Monat angehoben. Künftig orientiert sich die Ge-
ringfügigkeitsgrenze an den Mindestlohnbedingungen. Dadurch 
wird die Minijobgrenze dynamisch ausgestaltet, d. h. erhöht sich 
künftig der gesetzliche Mindestlohn, steigt damit automatisch auch 
die monatliche Minijobgrenze. Dies trägt zur Entlastung bei, da Ar-
beitgeber künftig nicht mehr prüfen müssen, ob sich durch eine An-
hebung des gesetzlichen Mindestlohns Änderungsbedarf in Bezug 
auf die geringfügig entlohnten Beschäftigten ergibt. Bisher muss-
ten die Arbeitgeber mit dem Minijobber in der Regel eine Arbeits-
zeitverkürzung vereinbaren, damit bei steigendem Mindestlohn die 
Geringfügigkeitsgrenze eingehalten werden konnte.
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1.3	 Unvorhersehbares Überschreiten  
der Geringfügigkeitsgrenze

Ebenfalls ab 01.10.2022 neu geregelt wurde die Möglichkeit eines 
zulässigen unvorhersehbaren Überschreitens der Entgeltgrenze 
für eine geringfügig entlohnte Beschäftigung. Hier wird erstmals 
eine feste Obergrenze gesetzlich festgelegt. Ein unvorhersehbares 
Überschreiten der Geringfügigkeitsgrenze steht danach der Ver-
sicherungsfreiheit eines 520 Euro-Minijobs nicht entgegen, wenn 
die Geringfügigkeitsgrenze innerhalb des für den jeweiligen Ent-
geltabrechnungszeitraum zu bildenden Zeitjahres in nicht mehr als 
zwei Kalendermonaten um jeweils einen Betrag bis zur Höhe der 
Geringfügigkeitsgrenze überschritten wird. Ein unvorhersehbares 
Überschreiten liegt weiterhin dann vor, wenn der Minijobber z. B. 
aufgrund eines krankheitsbedingten Ausfalls eines anderen Be-
schäftigten Mehrarbeit leistet.

1.4	 Neue Regelungen für Beschäftigungen  
im Übergangsbereich (Midijobs)

Für Arbeitnehmer, die eine Beschäftigung im sog. Übergangsbe-
reich ausüben, besteht (anders als bei den 520  Euro-Minijobs), 
in allen Zweigen der Sozialversicherung grundsätzlich Versiche-
rungspflicht. Allerdings gelten für Beschäftigungsverhältnisse im 
Übergangsbereich besondere Regelungen für die Ermittlung der 
Beitragsbemessungsgrundlage sowie für die Beitragstragung zur 
Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung. Die Er-
mittlung und unterschiedliche Verteilung der Versicherungsbeiträ-
ge zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer erfolgt nach besonde-
ren Übergangsbereich-Formeln. Innerhalb des Übergangsbereichs 
ist der Arbeitnehmeranteil an den Sozialversicherungsbeiträgen 
geringer, wobei die Beitragsbelastung des Arbeitnehmers mit zu-
nehmendem Verdienst langsam ansteigt. 
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Um Beschäftigungsverhältnisse im Übergangsbereich bei den Ar-
beitnehmeranteilen zur Sozialversicherung stärker als bisher zu 
entlasten und einen zusätzlichen Anreiz für die Aufnahme einer 
versicherungspflichtigen Beschäftigung zu geben, wurde die obe-
re Entgeltgrenze für eine Beschäftigung im Übergangsbereich ab 
dem 01.10.2022 von bisher 1.300 Euro auf 1.600,00 Euro im Monat 
angehoben. Aufgrund der Anhebung der Minijobgrenze umfasst 
der Übergangsbereich ab 01.10.2022 somit den Entgeltbereich von 
520,01 bis 1.600,00 Euro.

1.5	 Bestandsschutzregelung für bisherige Midijobs 
(450,01 bis 520 Euro)

Für Personen, die vor der Anhebung der Geringfügigkeitsgrenze 
auf 520  Euro monatlich zwischen 450,01 und 520 Euro verdient 
haben, wurde ab 01.10.2022 eine besondere Bestandsschutzrege-
lung geschaffen. Arbeitnehmer, die bis 30.09.2022 ein regelmäßi-
ges Arbeitsentgelt zwischen 450,01 bis 520 Euro erzielten und ab 
01.10.2022 auch weiterhin erhalten, bleibt die Versicherungspflicht 
in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung längstens 
bis zum 31.12.2023 erhalten (Übergangsregelung). Die Betroffe-
nen können sich jedoch auf Antrag von dieser weiter bestehenden 
Versicherungspflicht befreien lassen. Erfolgt keine ausdrückliche 
Befreiung von der Versicherungspflicht, bleiben die (Bestands-)Mi-
dijobber in den einzelnen Sozialversicherungszweigen (Kranken-, 
Pflege- und Arbeitslosenversicherung) über den 30.09.2022 hinaus 
weiterhin sozialversichert beschäftigt. Für die Rentenversicherung 
greift diese Bestandsschutzregelung allerdings nicht. Das bedeutet, 
dass Arbeitnehmer, die über den 30.09.2022 hinaus unverändert 
beschäftigt sind und weiterhin ein Arbeitsentgelt zwischen 450,01 
und maximal 520 Euro im Monat verdienen, in der Rentenversiche-
rung mit Wirkung ab 01.10.2022 als Minijobber gelten. Die bereits 
bisher bestehende Rentenversicherungspflicht bleibt bestehen, so-
fern keine Befreiung von der Rentenversicherungspflicht beantragt 
wird.
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1.6	 Hinzuverdienst bei Kurzarbeit durch Minijob

Durch die Sozialschutzpakete hat die Bundesregierung die Sonder-
regelungen im Zusammenhang mit Kurzarbeit ausgeweitet. Einge-
führt wurde, dass Beschäftigte, die in Kurzarbeit sind, einen Neben-
verdienst bis zur Höhe ihres ursprünglichen Einkommens haben 
können, ohne dass dieser auf das Kurzarbeitergeld angerechnet 
wird. Dies gilt auch für den Verdienst aus einem Minijob. Dadurch 
soll es Arbeitnehmern ermöglicht werden, finanzielle Einbußen bei 
Kurzarbeit durch die Aufnahme eines Minijobs auszugleichen. Die 
Möglichkeit für Beschäftigte während der Kurzarbeit einen anrech-
nungsfreien Hinzuverdienst aus einer geringfügigen Beschäftigung 
zu erzielen, wurde bis zum 31.06.2023 verlängert.

2.	 Formen der geringfügigen Beschäftigung 

2.1	 Der 520 Euro-Minijob und die kurzfristige 
Beschäftigung

Bei den geringfügigen Beschäftigungen sind zwei grundsätzliche 
Formen zu unterscheiden. Zum einen besteht der „klassische“ Mi-
nijob aufgrund der geringen Höhe des monatlichen Arbeitsentgelts. 
Beschäftigte, deren regelmäßiges Arbeitsentgelt ab 01.10.2022 
monatlich 520 Euro nicht übersteigt, sind in der Sozialversicherung 
kranken-, pflege- und arbeitslosenversicherungsfrei. In der Renten-
versicherung besteht dagegen Versicherungspflicht, allerdings ver-
bunden mit der Möglichkeit, sich von dieser befreien zu lassen. 

Als weitere Form der geringfügigen Beschäftigung existiert die 
kurzfristige Beschäftigung. Sie zeichnet sich durch ihre (kurze) 
zeitliche Dauer (max. 3 Monate oder 70 Arbeitstage) aus. Eine Be-
schäftigung kann damit entweder aufgrund der 

	� Entgeltgeringfügigkeit (regelmäßiges Arbeitsentgelt beträgt 
max. 520 Euro im Monat) oder wegen der 

	� Zeitgeringfügigkeit (kurzfristige Beschäftigung: max. 3 Monate 
oder 70 Arbeitstage)

geringfügig sein. 



6

Minijobs

2.2	 Der klassische 520 Euro-Minijob

Bei dem klassischen 520 Euro-Minijob handelt es sich regelmäßig 
um solche Tätigkeiten, die auf Dauer ausgeübt werden. Kurzfris-
tige Beschäftigungen sind typischerweise saisonal ausgeübte und 
zeitlich im Voraus genau begrenzte Tätigkeiten, z. B. als Erntehel-
fer oder im Rahmen eines Ferienjobs. Darüber hinaus gilt es bei 
den 520 Euro-Minijobs auch danach zu unterscheiden, in welchem 
Bereich die Beschäftigung ausgeübt wird. D. h. eine geringfügige 
Beschäftigung kann entweder

	� im gewerblichen Bereich (Unternehmen der Privatwirtschaft, 
Verein) oder 

	� in einem privaten Haushalt 

ausgeübt werden. Es gelten je Bereich unterschiedliche Pauschal-
abgaben und Besonderheiten hinsichtlich der von den Arbeitgebern 
abzugebenden Meldungen. Sowohl für die Minijobs im gewerbli-
chen Bereich als auch für haushaltsnahe geringfügige Beschäfti-
gungsverhältnisse in einem Privathaushalt ist die Minijob-Zentrale 
deutschlandweit die zentrale Servicestelle für die Abwicklung des 
Melde- und Beitragsverfahrens zur Sozialversicherung. Die Mini-
job-Zentrale führt neben dem Meldeverfahren zur Sozialversiche-
rung und dem Einzug der Pauschalabgaben bei allen Minijobs im 
gewerblichen Bereich auch das besondere Haushaltsscheckverfah-
ren für Minijobs in Privathaushalten durch. 

2.3	 Die kurzfristige Beschäftigung

Arbeitnehmer in einer kurzfristigen Beschäftigung können drei Mo-
nate oder 70 Arbeitstage versicherungsfrei beschäftigt sein, sofern 
keine berufsmäßige Beschäftigung vorliegt. Die kurzfristige Be-
schäftigung unterscheidet sich von der geringfügig entlohnten Be-
schäftigung (520 Euro-Minijob) auch dadurch, dass für Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer keine Beiträge zur Sozialversicherung anfallen. 
Der Arbeitgeber hat für kurzfristig Beschäftigte auch keine Pau-
schalbeiträge zur Sozialversicherung zu tragen. Auf die Höhe der 
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Vergütung kommt es bei der kurzfristigen Beschäftigung, im Ge-
gensatz zur geringfügig entlohnten Beschäftigung, nicht an. Neben 
der zeitlich begrenzten Dauer bzw. Anzahl der maximalen Arbeits-
tage darf eine kurzfristige Beschäftigung zudem nicht berufsmäßig 
ausgeübt werden. Berufsmäßig ist eine kurzfristige Beschäftigung, 
wenn die Tätigkeit nicht nur gelegentlich, sondern mit einer gewis-
sen Regelmäßigkeit, d. h. häufig und voraussehbar ausgeübt wird. 

3.	 Gewerbliche 520 Euro-Minijobs ab 01.10.2022

3.1	 Die neue Geringfügigkeitsgrenze

Eine geringfügig entlohnte Beschäftigung liegt vor, wenn das regel-
mäßige Arbeitsentgelt die Geringfügigkeitsgrenze nicht überschrei-
tet. Ab dem 01.10.2022 erhöht sich die Geringfügigkeitsgrenze von 
450 Euro auf 520 Euro im Monat. Die Geringfügigkeitsgrenze ist ab 
01.10.2022 dynamisch und orientiert sich dabei am gesetzlichen 
Mindestlohn (ab 01.10.2022: 12  Euro/Std.). Ab dem 01.10.2022 
wird für gewerbliche und private Minijobs eine neue Berechnungs-
formel zur Ermittlung der Geringfügigkeitsgrenze eingeführt. 

Formel:

Die Formel zur Berechnung der Geringfügigkeitsgrenze lautet 
ab 01.10.2022:

Mindestlohn x 130 : 3 = Geringfügigkeitsgrenze (auf volle Euro 
aufgerundet)

ab 01.10.2022: 12 Euro x 130 : 3 = 520 Euro

Die nächste Anpassung des gesetzlichen Mindestlohns erfolgt vo-
raussichtlich ab 01.01.2024. Danach ist eine Erhöhung in einem 
regelmäßigen 2-Jahres-Rhythmus vorgesehen. Bei der Gering-
fügigkeitsgrenze handelt es sich um einen Monatswert, der auch 
dann gilt, wenn die Beschäftigung nicht während des gesamten 
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Kalendermonats besteht. Beginnt oder endet die Beschäftigung im 
Laufe eines Kalendermonats, gilt aus Vereinfachungsgründen für 
diesen Teilmonat ebenfalls der 520 Euro-Wert. D. h. die monatliche 
Entgeltgrenze von 520 Euro gilt unabhängig davon, ob die Beschäf-
tigung den gesamten Monat oder nur an wenigen Tagen im Monat 
ausgeübt wird.

Beispiel:	 Eine Reinigungskraft beginnt am 10.10.2022 ihren unbefristeten 
520 Euro-Minijob. Im Monat Oktober 2022 kommt der ungeminder-
te Betrag von 520 Euro zur Auszahlung.

Ergebnis: Die volle Arbeitsentgeltgrenze von 520 Euro gilt bereits 
für den Eintrittsmonat, obwohl das Arbeitsverhältnis erst im Laufe 
des Oktobers beginnt. Die Reinigungskraft ist geringfügig entlohnt 
beschäftigt, weil das Arbeitsentgelt die Geringfügigkeitsgrenze 
nicht übersteigt.

3.2	 Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsentgelts

Um einen versicherungsfreien 520  Euro-Minijob handelt es sich, 
wenn das regelmäßige Arbeitsentgelt des Beschäftigten die Ge-
ringfügigkeitsgrenze nicht überschreitet. Das bedeutet, dass auch 
weiterhin alle mit hinreichender Sicherheit zu erwartenden Einnah-
men (laufende und einmalig gezahlte Arbeitsentgelte) im Rahmen 
einer Vorausschau für ein Zeitjahr zu ermitteln und durch die Anzahl 
der Beschäftigungsmonate des Beurteilungszeitraums (12 Monate) 
zu teilen ist. Das auf diese Weise ermittelte regelmäßige monatliche 
Arbeitsentgelt darf ab 01.10.2022 die neue Geringfügigkeitsgren-
ze von 520 Euro nicht überschreiten. Dem regelmäßigen monatli-
chen Arbeitsentgelt sind neben dem laufenden Arbeitslohn auch 
einmalige Einnahmen hinzuzurechnen, die mit hinreichender Si-
cherheit mindestens einmal jährlich gezahlt werden. Hierzu zählt 
beispielsweise ein Weihnachts- oder Urlaubsgeld. Das auf diese 
Weise ermittelte regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt darf im 
Durchschnitt einer Jahresbetrachtung 520  Euro monatlich nicht 
übersteigen (max. 6.240,00 Euro pro Jahr bei durchgehender Be-
schäftigung). 
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Die Ermittlung des regelmäßigen Arbeitsentgelts hat stets bei Be-
ginn der Beschäftigung und erneut bei jeder nicht in der bisherigen 
Prognose berücksichtigten Veränderung in den Verhältnissen (z. B. 
Erhöhung oder Reduzierung des Arbeitsentgelts), die nicht nur ge-
legentlich und unvorhersehbar ist, im Wege einer vorausschauen-
den Betrachtung zu erfolgen. Sofern Arbeitgeber aus abrechnungs-
technischen Gründen stets zu Beginn eines jeden Kalenderjahres 
eine erneute vorausschauende Jahresbetrachtung zur Ermittlung 
des regelmäßigen Arbeitsentgelts anstellen, bestehen hiergegen 
keine Bedenken. Eine erstmalige vorausschauende Betrachtung für 
eine im Laufe eines Kalenderjahres aufgenommene Beschäftigung 
kann demnach zu Beginn des nächsten Kalenderjahres durch eine 
neue jährliche Betrachtung für dieses Kalenderjahr ersetzt werden. 

Neben dem laufenden Arbeitslohn sind auch einmalige Einnahmen, 
deren Gewährung mit hinreichender Sicherheit z. B. aufgrund

	� eines für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrags, 

	� einer Betriebsvereinbarung, 

	� eines Arbeitsvertrages oder

	� Gewohnheitsrechts wegen betrieblicher Übung

mindestens einmal jährlich zu erwarten ist, bei der Ermittlung des 
regelmäßigen Arbeitsentgelts zu berücksichtigen.

Beispiel:	 Eine Arbeitnehmerin arbeitet durchgehend vom 01.01. – 31.12.2023 
als Minijobberin für ein monatliches Arbeitsentgelt von 470 Euro. 
Außerdem soll sie laut ihrem Arbeitsvertrag im Juli zusätzlich ein 
Urlaubsgeld i. H. v. 300 Euro und im Dezember zusätzlich ein Weih-
nachtsgeld i. H. v. ebenfalls 300 Euro erhalten. Es ergibt sich folgen-
des regelmäßiges Arbeitsentgelt:

Monatliches Arbeitsentgelt 470 Euro × 12 Monate: 5.640,00 Euro

Urlaubsgeld im Juli 2023: 300,00 Euro

Weihnachtsgeld im Dezember 2023: 300,00 Euro

Summe 6.240,00 Euro
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Ergebnis: Das regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt beträgt 
(6.240,00 Euro : 12 Monate =) 520 Euro und übersteigt nicht die Ge-
ringfügigkeitsgrenze von 520 Euro. Die Überschreitungen der Mini-
jobgrenze im Juli und Dezember (470 Euro + 300 Euro = 770 Euro) 
sind unschädlich. Es handelt sich trotz der Zahlung des Urlaubs- 
und Weihnachtsgelds um eine geringfügig entlohnte Beschäfti-
gung, die in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung 
versicherungsfrei ist. In der Rentenversicherung besteht Versiche-
rungspflicht, von der sich die Minijobberin befreien lassen kann. 

3.3	 Schwankendes Arbeitsentgelt

Bei unvorhersehbar schwankender Höhe des Arbeitsentgelts und 
in den Fällen, in denen im Rahmen einer Dauerbeschäftigung sai-
sonbedingt vorhersehbar unterschiedliche Arbeitsentgelte gezahlt 
werden, ist der regelmäßige Betrag durch Schätzung bzw. durch 
eine Durchschnittsberechnung zu ermitteln. Durch das Abstellen 
auf das regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt ist ein vorherseh-
bares gelegentliches Überschreiten der monatlichen 520 Euro-Ver-
dienstgrenze unkritisch, solange der Jahresverdienst – bei einer 
durchgehenden 12-monatigen Beschäftigung – die Jahresarbeits-
entgeltgrenze von 6.240  Euro nicht übersteigt. D.  h. werden im 
Rahmen einer Dauerbeschäftigung saisonbedingt vorhersehbar un-
terschiedliche bzw. schwankende Arbeitsentgelte erzielt, ist das re-
gelmäßige monatliche Arbeitsentgelt durch Schätzung bzw. durch 
eine Durchschnittsberechnung zu ermitteln.

Beispiel:	 Eine Hausfrau wird das ganze Jahr 2023 als geringfügig entlohn-
te Beschäftigte bei einem Arbeitgeber arbeiten. Im Dezember hat 
sie Anspruch auf ein Weihnachtsgeld in Höhe von 260 Euro. Der 
Arbeitgeber möchte sie als Urlaubsvertretung einsetzen, mit der 
Folge, dass die Arbeitnehmerin nach einer Prognose in den einzel-
nen Monaten voraussichtlich das folgende monatlich schwankende 
Arbeitsentgelt erzielen wird:
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Januar – April 2023 (4 x 420 Euro =) 1.680,00 Euro

Mai – August 2023 (4 x 620 Euro =) 2.480,00 Euro

September – November 2023 (3 x 400 Euro =) 1.200,00 Euro

Dezember 2023  
(500 Euro + Weihnachtsgeld 260 Euro =) 760,00 Euro

Summe 6.120,00 Euro

Ergebnis: Es ergibt sich ein regelmäßiges monatliches Arbeitsent-
gelt von (6.120,00 Euro : 12 =) 510 Euro. Trotz des schwankenden 
Arbeitsentgelts und des gelegentlichen Überschreitens der monat-
lichen Verdienstgrenze von 520 Euro, sind die Voraussetzungen für 
einen versicherungsfreien Minijob erfüllt, da die Jahresarbeitsent-
geltgrenze von 6.240,00 Euro nicht überschritten wird.

3.4	 Überschreiten der Geringfügigkeitsgrenze

Ein Überschreiten der Geringfügigkeitsgrenze liegt vor, wenn sich 
das von dem Arbeitgeber in seiner vorausschauenden Betrach-
tung ermittelte regelmäßige Arbeitsentgelt aufgrund geänderter 
Verhältnisse auf mehr als 520 Euro im Monat erhöht. Die in dem 
vom Arbeitgeber gewählten Jahreszeitraum für die Ermittlung des 
regelmäßigen Arbeitsentgelts geltende Jahresentgeltgrenze von 
6.240 Euro wird dadurch überschritten.

Regelmäßiges Überschreiten der Minijobgrenze

Überschreitet das Arbeitsentgelt aufgrund geänderter Verhältnis-
se dauerhaft und damit regelmäßig die Geringfügigkeitsgrenze, so 
liegt vom Tage des Überschreitens an keine versicherungsfreie ge-
ringfügig entlohnte Beschäftigung mehr vor. Für die zurückliegen-
de Zeit verbleibt es bei dem versicherungsfreien Minijob.

Beispiel:	 Ein geringfügig entlohnt Beschäftigter arbeitet ab 01.01.2023 als 
Raumpfleger und erhält einen Stundenlohn von 12 Euro. Seine mo-
natliche Arbeitszeit beträgt 43 Stunden. Ab dem 01.09.2023 wird 
sein Stundenlohn dauerhaft auf 12,50 Euro erhöht. Der Arbeitneh-
mer erhält im Jahr 2023 folgendes regelmäßiges Arbeitsentgelt:
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Januar – August:  
8 x (43 Std. x 12 Euro =) 516 Euro 4.128,00 Euro

September – Dezember:  
4 x (43 Std. x 12,50 Euro =) 537,50 Euro 2.150,00 Euro

Summe 6.278,00 Euro

Ergebnis: Da das Arbeitsentgelt aufgrund der Erhöhung des Stun-
denlohns die Geringfügigkeitsgrenze von 520 Euro (6.278 Euro : 12 
= 523,17 Euro) ab Ende August regelmäßig überschreitet, endet die 
geringfügig entlohnte Beschäftigung und damit die Versicherungs-
freiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie das 
Nichtbestehen der Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung 
am 31.08.2023. Ab dem 01.09.2023 besteht Versicherungspflicht in 
der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung auf-
grund einer mehr als geringfügigen Beschäftigung. Für die zurück-
liegende Zeit verbleibt es bei dem versicherungsfreien Minijob.

In den Fällen, in denen die Geringfügigkeitsgrenze infolge einer 
rückwirkenden Erhöhung des Arbeitsentgelts überschritten wird, 
liegt eine nicht geringfügige Beschäftigung von dem Tage an vor, 
an dem der Anspruch auf das erhöhte Arbeitsentgelt entstanden ist 
(z. B. Tag des Abschlusses eines Tarifvertrags). Für die zurücklie-
gende Zeit verbleibt es bei der geringfügig entlohnten Beschäfti-
gung.

Gelegentliches unvorhersehbares Überschreiten  
der Geringfügigkeitsgrenze

Von dem Grundsatz, dass bei einem Überschreiten der Jahresar-
beitsentgeltgrenze von 6.240 Euro keine geringfügig entlohnte Be-
schäftigung mehr vorliegt, gibt es eine Ausnahme. Überschreitet 
das Arbeitsentgelt nicht regelmäßig, sondern nur ausnahmsweise 
und unvorhersehbar in einzelnen Kalendermonaten die Gering-
fügigkeitsgrenze, wirkt sich das unter bestimmten Voraussetzun-
gen nicht auf das Bestehen einer geringfügig entlohnten Beschäfti-
gung aus. Dieses gelegentliche unvorhersehbare Überschreiten der 
Geringfügigkeitsgrenze ist mit Wirkung ab 01.10.2022 gesetzlich 
neu geregelt worden. Bis zum 30.09.2022 galt nach der bisherigen 
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Rechtslage, dass ein dreimaliges nicht vorhersehbares Überschrei-
ten der monatlichen Entgeltgrenze innerhalb eines Zeitjahres un-
abhängig von der Höhe des Arbeitsentgelts zulässig war. Ab dem 
01.10.2022 steht ein unvorhersehbares Überschreiten der Gering-
fügigkeitsgrenze dem Fortbestand einer geringfügig entlohnten 
Beschäftigung nicht entgegen, wenn die Geringfügigkeitsgrenze 
innerhalb des für den jeweiligen Entgeltabrechnungszeitraum zu 
bildenden Zeitjahres in nicht mehr als zwei Kalendermonaten um 
jeweils einen Betrag bis zur Höhe der Geringfügigkeitsgrenze 
überschritten wird. 

Nach neuer Rechtslage führt somit ein nur gelegentliches und nicht 
vorhersehbares Überschreiten der Geringfügigkeitsgrenze bis zum 
Doppelten der Geringfügigkeitsgrenze (1.040 Euro im Monat) nicht 
zur Beendigung der geringfügig entlohnten Beschäftigung. Als ge-
legentlich ist dabei ein Zeitraum von bis zu zwei Kalendermonaten 
(zwei Entgeltabrechnungszeiträume) innerhalb eines Zeitjahres an-
zusehen. Der Jahreszeitraum ist dabei in der Weise zu ermitteln, 
dass vom letzten Tag des zu beurteilenden Beschäftigungsmonats 
ein Jahr zurückgerechnet wird. D. h. für die Prüfung des gelegent-
lichen Überschreitens sind die zurückliegenden 12 Monate ab dem 
letzten Tag des zu beurteilenden Beschäftigungsmonats des Über-
schreitens zu betrachten. Als unvorhersehbar gilt die Zahlung eines 
Arbeitsentgelts aus unvorhersehbarem Anlass, z. B. als Krankheits-
vertretung. 

Beispiel:	 Eine Reinigungskraft ist bereits seit dem Jahr 2021 geringfügig ent-
lohnt beschäftigt und verdient seit dem 01.01.2023 ein monatliches 
Arbeitsentgelt von 520 Euro (zuvor bis 30.09.2022: 450 Euro monat-
lich). Im Mai und Juni 2023 fallen krankheitsbedingt mehrere ihrer 
Kolleginnen aus. Der Arbeitgeber bittet die Reinigungskraft vom 
01.05. – 30.06.2023 vorübergehend und zusätzlich die Krankheits-
vertretung zu übernehmen. Dadurch erhöht sich das Arbeitsentgelt 
in den Monaten Mai und Juni 2023 auf monatlich 1.040 Euro. Die 
Reinigungskraft hat weder im Jahr 2023 noch im Jahr 2022 die Ge-
ringfügigkeitsgrenze von 520 Euro (bis 30.09.2022: 450 Euro) über-
schritten.
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Ergebnis: Aufgrund der Krankheitsvertretung übersteigt das re-
gelmäßige monatliche Arbeitsentgelt im Durchschnitt der Jah-
resbetrachtung (01.01. – 31.12.2023), die für die Annahme einer 
geringfügig entlohnten Beschäftigung maßgebende Geringfügig-
keitsgrenze von 520 Euro (bzw. 6.240,00 Euro). Die Raumpflegerin 
bleibt jedoch auch für die Zeit vom 01.05. – 30.06.2023 weiterhin 
geringfügig entlohnt beschäftigt, da es sich innerhalb des maßge-
benden Zeitjahres (01.07.2022 – 30.06.2023) nur um ein gelegent-
liches (max. zweimaliges) und unvorhersehbares Überschreiten der 
Geringfügigkeitsgrenze handelt. Das vereinbarte monatliche Ar-
beitsentgelt von 520 Euro hat sich in dem jeweiligen Kalendermonat 
des Überschreitens maximal auf das Doppelte der Geringfügigkeits-
grenze (1.040 Euro) erhöht. Es handelt sich weiterhin durchgehend 
um eine geringfügig entlohnte Beschäftigung.

Beruft sich der Arbeitgeber bei einem Überschreiten der Geringfü-
gigkeitsgrenze auf nicht vorhersehbare Umstände, sind die Grün-
de hierfür auf geeignete Weise zu belegen. Bei unvorhersehbaren 
Krankheitsvertretungen sind die hierfür ursächlichen AU-Beschei-
nigungen im Rahmen einer Betriebsprüfung entsprechend vorzu-
legen.

Hinweis

Als ein unvorhersehbares Ereignis gilt auch, wenn ein Mini-
jobber die Vertretung von Kollegen übernimmt, die sich auf-
grund der Coronavirus-Krise in häusliche Quarantäne bege-
ben müssen.
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3.5	 Steuerfreie oder pauschal besteuerte 
Arbeitgeberleistungen

Für die Prüfung, ob das regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt die 
Geringfügigkeitsgrenze von 520 Euro monatlich (Zwölfmonatszeit-
raum 6.240 Euro) eingehalten ist, bleibt vom Arbeitgeber zusätzlich 
gewährter steuerfreier oder pauschal besteuerter Arbeitslohn au-
ßer Ansatz. Einmalige Einnahmen oder laufende Zulagen, Zuschlä-
ge, Zuschüsse oder ähnliche Einnahmen, die zusätzlich zu Löhnen 
und Gehältern gewährt werden, sind dann nicht dem Arbeitsentgelt 
zuzurechnen, wenn sie lohnsteuerfrei sind. Sie gelten damit auch 
nicht als relevantes Arbeitsentgelt in der Sozialversicherung. Somit 
können geringfügig entlohnt Beschäftigte neben ihrem Arbeitsent-
gelt von monatlich 520 Euro z. B. einen steuerfreien 50 Euro-Wa-
rengutschein oder die neu geschaffene Inflationsausgleichsprämie 
bis zu einem Betrag von max. 3.000 Euro in Form von Zuschüssen 
oder Sachbezügen zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucher-
preise zusätzlich zu ihrem Arbeitslohn erhalten, ohne dass dadurch 
ihr Minijob-Status verloren geht. Folgende zusätzlich gewährte 
Arbeitgeberleistungen bleiben bei der Ermittlung des regelmäßi-
gen Arbeitsentgelts außer Ansatz und führen nicht zu einem Über-
schreiten der Geringfügigkeitsgrenze:

	� Lohnsteuer- und sozialversicherungsfreier Arbeitslohn,  
wie z. B.

	– Kindergartenzuschüsse, 

	– Sachbezüge bis zu 50 Euro im Monat (z. B. Warengutschein),

	– Aufmerksamkeiten bis zu 60 Euro zu einem besonderen  
persönlichen Ereignis (z. B. Geburtstag des Minijobbers),

	– Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit  
nach § 3b EStG,2 

2	 SFN-Zuschläge sind jedoch dann dem Arbeitsentgelt hinzuzurechnen, soweit das 
Arbeitsentgelt, auf dem sie berechnet werden, mehr als 25 Euro für jede Stunde 
beträgt.
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	– Beiträge zur betrieblichen Altersversorgung (z. B. Direkt- 
versicherungen, Pensionskassen und Pensionsfonds),

	– Übungsleiterfreibetrag von 3.000 Euro oder Ehrenamts- 
pauschale von 840 Euro,

	– Inflationsausgleichsprämie bis zu einem Betrag von max. 
3.000 Euro in Form von Zuschüssen und Sachbezügen zur 
Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise.

	� Pauschal besteuerter Arbeitslohn, wie z. B.

	– Beiträge zu Gruppenunfallversicherungen  
(Pauschalsteuer 20 %),

	– Übereignung von betrieblichen Fahrrädern  
(Pauschalsteuer 25 %),

	– Fahrtkostenzuschüsse für Fahrten zwischen Wohnung  
und erster Tätigkeitsstätte mit dem Privat-Pkw (Pauschal-
steuer 15 %),

	– steuerpflichtige Reisekostenvergütungen oder  
Erholungsbeihilfen (Pauschalsteuer 25 %),

	– steuerpflichtige Zuwendungen bei Betriebsveranstaltungen 
(Pauschalsteuer 25 %).

Hinweis

An die Gewährung von steuerfreien oder pauschal besteuerter 
Arbeitgeberleistungen sind i. d. R. weitere Voraussetzungen 
gebunden. Sprechen Sie hierzu mit Ihrem Steuerberater.
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3.6	 Ausübung mehrerer geringfügig entlohnter 
Beschäftigungen 

Nicht selten üben Minijobber mehrere geringfügig entlohnte Be-
schäftigungen bei verschiedenen Arbeitgebern parallel aus. Übt ein 
Arbeitnehmer – ohne eine sozialversicherungspflichtige Hauptbe-
schäftigung – gleichzeitig mehrere Minijobs bei verschiedenen Ar-
beitgebern nebeneinander aus, so müssen die Arbeitsentgelte aus 
diesen geringfügig entlohnten Beschäftigungen zusammengerech-
net werden, um zu prüfen, ob die Geringfügigkeitsgrenze einge-
halten wird. Dies gilt auch, wenn neben einer geringfügig entlohn-
ten Beschäftigung im gewerblichen Bereich noch ein geringfügig 
entlohnter Minijob im Privathaushalt ausgeübt wird. Wird durch 
die Zusammenrechnung die Geringfügigkeitsgrenze von 520 Euro 
überschritten, ist der Arbeitnehmer in allen Beschäftigungen sozi-
alversicherungspflichtig.

Beispiel:	 Eine Reinigungskraft, die keine sozialversicherungspflichtige 
Hauptbeschäftigung hat, übt im Jahr 2023 gleichzeitig und dauer-
haft zwei geringfügig entlohnte Beschäftigungen aus. Bei Arbeitge-
ber A erhält sie ein monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro. Wei-
terhin arbeitet sie bei Arbeitgeber B und erhält hier ein monatliches 
Arbeitsentgelt von 310 Euro.

Ergebnis: Die Arbeitsentgelte von Arbeitgeber A und B sind zusam-
menzurechnen. Die Reinigungskraft ist in beiden Beschäftigungen 
als geringfügig entlohnt Beschäftigte versicherungsfrei, weil das zu-
sammengerechnete Arbeitsentgelt (510 Euro) aus diesen Beschäf-
tigungen die Geringfügigkeitsgrenze von 520 Euro im Monat nicht 
übersteigt.

Arbeitnehmer, die einer sozialversicherungspflichtigen Hauptbe-
schäftigung nachgehen, können daneben nur einen 520 Euro-Mi-
nijob versicherungsfrei in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosen-
versicherung ausüben. Der zweite und jeder weitere Minijob wird 
mit der Hauptbeschäftigung zusammengerechnet. Ausgenommen 
von der Zusammenrechnung wird dabei diejenige geringfügig ent-
lohnte Beschäftigung, die zeitlich zuerst aufgenommen worden ist, 
sodass für diese Beschäftigung weiterhin die besonderen versiche-
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rungs-, beitrags- und melderechtlichen Regelungen für geringfü-
gig entlohnte Beschäftigungen gelten. Die weiteren geringfügig 
entlohnten Beschäftigungen sind mit der versicherungspflichtigen 
Hauptbeschäftigung zusammenzurechnen. In diesen Fällen besteht 
in der zweiten geringfügig entlohnten Beschäftigung bzw. in jedem 
weiteren Minijob Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und 
Rentenversicherung. In der Arbeitslosenversicherung besteht die 
Besonderheit, dass eine versicherungspflichtige (Haupt-)Beschäfti-
gung und geringfügig entlohnte Beschäftigungen nicht zusammen-
gerechnet werden, sodass keine Beiträge zur Arbeitslosenversiche-
rung anfallen. 

Beispiel:	 Ein Arbeitnehmer übt bei Arbeitgeber A eine sozialversiche-
rungspflichtige Hauptbeschäftigung aus und verdient monatlich 
2.500 Euro. Er nimmt ab 01.10.2022 einen Minijob bei Arbeitgeber 
B auf und verdient 200 Euro im Monat. Ab dem 01.01.2023 nimmt 
er zusätzlich eine weitere geringfügig entlohnte Beschäftigung bei 
Arbeitgeber C auf und erhält ein regelmäßiges Arbeitsentgelt von 
300 Euro im Monat.

Ergebnis: Die Beschäftigung bei Arbeitgeber B ist die erste gering-
fügig entlohnte Beschäftigung und bleibt versicherungsfrei in der 
Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung. Der zweite zeitlich 
später (ab 01.01.2023) aufgenommene Minijob bei Arbeitgeber C 
wird mit der Hauptbeschäftigung bei Arbeitgeber A zusammenge-
rechnet und ist versicherungspflichtig in der Kranken-, Pflege- und 
Rentenversicherung. In der Arbeitslosenversicherung ist die Be-
schäftigung bei Arbeitgeber C versicherungsfrei.

Häufig üben Personen, die sich in der Elternzeit befinden, eine ge-
ringfügig entlohnte Beschäftigung aus. Während der Elternzeit ruht 
das zuvor ausgeübte Arbeitsverhältnis beim bisherigen Arbeitge-
ber. Nimmt die Person während der Elternzeit eine geringfügig ent-
lohnte Beschäftigung auf, sind keine Besonderheiten zu beachten. 



19

Minijobs

3.7	 Flexible Arbeitszeitregelungen

Grundsätzlich besteht auch für geringfügig entlohnt Beschäftigte 
die Möglichkeit, dass ein flexibles Arbeitszeitkonto geführt wer-
den kann. Dabei ist zwischen sonstigen flexiblen Arbeitszeitrege-
lungen (z. B. Gleitzeit- oder Jahreszeitkonten) und Wertguthaben-
vereinbarungen (z. B Langzeit- oder Lebensarbeitszeitkonten) zu 
unterscheiden. Bei sonstigen flexiblen Arbeitszeitregelungen steht 
die flexible Gestaltung der täglichen oder wöchentlichen Arbeits-
zeit oder der Ausgleich betrieblicher Produktions- und Arbeitszeit-
zyklen im Vordergrund. Für geringfügig entlohnt Beschäftigte kom-
men v. a. Arbeitszeitkonten in Frage, die in Form von Gleitzeit- oder 
Jahreszeitkonten geführt werden. Diese erleichtern es dem Arbeit-
geber, die Einhaltung der Geringfügigkeitsgrenze zu gewährleisten 
und gleichzeitig die Minijobber flexibel zu beschäftigen. Das Ar-
beitsentgelt darf dabei in einem Jahr (zwölf Monate) unter Berück-
sichtigung des zum Ende des Jahres aus einem Zeitguthaben zu er-
wartenden Arbeitsentgeltanspruchs die Grenze von 6.240,00 Euro 
nicht übersteigen. 

Grundsätzlich müssen flexible Arbeitszeitregelungen neben dem 
Aufbau von Zeitguthaben auch deren tatsächlichen Abbau ermög-
lichen. Ist der Abbau eines Zeitguthabens von vornherein nicht be-
absichtigt, ist die Vereinbarung über die flexible Arbeitszeit nicht 
anzuerkennen. Der Beitragspflicht unterliegt dabei das ausgezahlte 
vertraglich geschuldete verstetigte Arbeitsentgelt, unabhängig von 
der im Rahmen einer geringeren oder höheren Arbeitszeit tatsäch-
lich erbrachten Arbeitsleistung. D.  h. die monatlich anfallenden 
Abgaben sind nicht von dem in dem jeweiligen Monat tatsächlich 
erwirtschafteten, sondern von dem vereinbarten verstetigten und 
ausgezahlten Arbeitsentgelt zu berechnen. Bis zum Ende des Zeit-
jahres muss das durch Mehrarbeit angesammelte Zeitguthaben ab-
gebaut werden. 
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3.8	 Entgeltumwandlung zugunsten  
einer betrieblichen Altersversorgung 

Auch Minijobber dürfen Teile ihres Arbeitsentgelts in Beiträge zu 
einer betrieblichen Altersvorsorge umwandeln (sog. Entgeltum-
wandlung). Dies gilt auch für geringfügig entlohnt Beschäftigte, 
die sich auf Antrag von der Rentenversicherungspflicht befreien 
lassen, sofern der Arbeitgeber der Entgeltumwandlung zustimmt. 
Das Arbeitsentgelt oder Entgeltbestandteile, die zugunsten einer 
betrieblichen Altersversorgung verwendet werden, sind nicht dem 
Arbeitsentgelt zuzurechnen, soweit sie 4 % der Beitragsbemes-
sungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung nicht überstei-
gen (Jahr 2022: 3.384  Euro, Jahr 2023: 3.504  Euro). Entscheidet 
sich ein Minijobber für eine Entgeltumwandlung zugunsten einer 
betrieblichen Altersvorsorge, reduziert sich das beitragspflichtige 
Arbeitsentgelt um den Betrag der Entgeltumwandlung. Solange 
das monatliche Arbeitsentgelt nach der Entgeltumwandlung die 
Geringfügigkeitsgrenze von 520 Euro nicht übersteigt, ist weiterhin 
von einer geringfügig entlohnten Beschäftigung auszugehen.

3.9	 Pauschalbeiträge zur Kranken- und 
Rentenversicherung

Der Arbeitgeber hat für geringfügig entlohnte Beschäftigungen un-
ter bestimmten Voraussetzungen Pauschalbeiträge zur Kranken- 
und Rentenversicherung zu zahlen. Zur Pflege- und Arbeitslosen-
versicherung fallen Pauschalbeiträge nicht an. Der Pauschalbeitrag 
zur Krankenversicherung beträgt für gewerblich geringfügig 
entlohnte Beschäftigte 13 % des Arbeitsentgelts. Der Arbeitgeber 
hat den Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung zu zahlen, wenn 
der Minijobber in der Krankenversicherung pflicht-, freiwillig oder 
familienversichert ist. Ist der Minijobber privat krankenversichert, 
fällt der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung nicht an. Sofern 
ein Minijobber ausschließlich in einem Privathaushalt beschäftigt 
wird, beträgt der vom privaten Haushalt zu zahlende Pauschalbei-
trag zur Krankenversicherung lediglich 5 % des Arbeitsentgelts.
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Der Arbeitgeber hat für einen gewerblichen Minijobber einen Pau-
schalbeitrag zur Rentenversicherung von 15 % des Arbeitsentgelts 
zu entrichten. Für geringfügig entlohnt Beschäftigte in Privathaus-
halten gilt ein pauschaler Beitragssatz von 5 %. Die Zahlung von 
Pauschalbeiträgen begründet allerdings nur sehr eingeschränkte 
Leistungsansprüche in der Rentenversicherung. Aus diesen Pau-
schalbeiträgen erwachsen dem Minijobber in der Rentenberech-
nung lediglich Vorteile in Form eines Zuschlags an Entgeltpunk-
ten, aus dem wiederum in begrenztem Umfang Wartezeitmonate 
ermittelt werden. Hat sich der Minijobber nicht auf Antrag von der 
Versicherungspflicht in der Rentenversicherung befreien lassen, 
entrichtet der Arbeitgeber einen Pauschalbeitrag zur Rentenversi-
cherung in Höhe von 15 %. Der geringfügig entlohnt Beschäftigte 
muss dann einen Eigenanteil zur Rentenversicherung (Jahr 2023: 
3,6 %) tragen. Der Eigenanteil des Arbeitnehmers zur Rentenversi-
cherung errechnet sich aus der Differenz zwischen dem

	� aktuellen allgemeinen Beitragssatz der gesetzlichen Rentenver-
sicherung (Jahr 2023: 18,6 %) und

	� dem Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung (15 %) des Ar-
beitgebers.

Den Eigenanteil des geringfügig entlohnt Beschäftigten bei beste-
hender Rentenversicherungspflicht hält der Arbeitgeber vom Ar-
beitsentgelt ein und leitet ihn zusammen mit den übrigen Abgaben 
an die Minijob-Zentrale weiter.

3.10	Umlagebeiträge für geringfügig entlohnte 
Beschäftigte

Neben den Pauschalbeiträgen zur Kranken- und Rentenversiche-
rung und des Eigenanteils zur Rentenversicherung, sofern der Mi-
nijobber nicht von der Rentenversicherungspflicht befreit ist, hat 
der Arbeitgeber die einheitliche Pauschalsteuer von 2 % zu erhe-
ben und an die Minijob-Zentrale abzuführen, sofern die Besteue-
rung nicht nach den individuellen Lohnsteuermerkmalen erfolgt. 
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Da auch geringfügig entlohnte Beschäftigte einen sechswöchigen 
Anspruch auf Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und auf Zuschuss 
zum Mutterschaftsgeld haben, ist der Arbeitgeber verpflichtet, die 
Umlagebeiträge (U1/U2) zum Ausgleichsverfahren nach dem Auf-
wendungsausgleichsgesetz (AAG) zu zahlen. 

Für das Jahr 2022 und vss. auch für 2023 beträgt die Umlage U1 
0,90 % und die Umlage U2 0,29 %. Der U1-Umlagesatz wird für 
die Entgeltzahlung bei Arbeitsunfähigkeit erhoben. Grundsätzlich 
müssen alle Arbeitgeber, die nicht mehr als 30 Arbeitnehmer be-
schäftigen, am U1-Verfahren teilnehmen. Alle Arbeitgeber nehmen 
unabhängig von der Zahl ihrer Beschäftigten am Umlageverfahren 
U2 teil. Die Pflicht zur Zahlung der U2 besteht im Übrigen auch 
für Arbeitgeber mit ausschließlich männlichen Beschäftigten. Die-
se Regelung soll der Gefahr einer Benachteiligung von Frauen bei 
Einstellungen entgegenwirken. Arbeitgeber, die am Ausgleichsver-
fahren nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) teilnehmen, 
können eine Erstattung ihrer Aufwendungen beantragen. Die Höhe 
der Erstattung für die Arbeitgeber beträgt im Krankheitsfall 80 % 
und bei Mutterschaft 100 % der geleisteten Lohnfortzahlung. Da-
neben ist für gewerbliche geringfügige Beschäftigungsverhältnisse 
auch die Insolvenzgeldumlage in Höhe von 0,06 % (Jahr 2023) zu 
berücksichtigen und zusammen mit den anderen pauschalen So-
zialversicherungsbeiträgen an die Minijob-Zentrale abzuführen. 
Ausgenommen von der Insolvenzgeldumlage sind Privathaushalte. 

Gewerbliche Arbeitgeber müssen ihre Minijobber zusätzlich auch 
bei der gesetzlichen Unfallversicherung anmelden und entspre-
chende Beiträge entrichten. Zuständig für die Unfallversicherung 
für gewerbliche Minijobber sind die nach Branchen gegliederten 
Berufsgenossenschaften. Danach richtet sich auch die Höhe des 
abzuführenden Unfallversicherungsbeitrags. Erleidet der Minijob-
ber einen Arbeitsunfall, hat der Arbeitgeber diesen dem zuständi-
gen Unfallversicherungsträger zu melden.
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3.11	Befreiung von der Rentenversicherungspflicht

Für alle seit dem 01.01.2013 neu aufgenommene Minijobs im ge-
werblichen Bereich oder in einem Privathaushalt tritt ab Beginn der 
Beschäftigung zunächst grundsätzlich Versicherungspflicht in der 
Rentenversicherung ein. Sofern der Minijobber die Rentenversiche-
rungspflicht nicht wünscht, kann er sich jederzeit – auch während 
des laufenden Beschäftigungsverhältnisses – von der Versiche-
rungspflicht in der Rentenversicherung auf Antrag befreien lassen. 
Den Antrag auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht hat 
der Minijobber schriftlich bei seinem Arbeitgeber zu stellen. Übt 
der Minijobber mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen 
aus, kann der Antrag auf Befreiung von Rentenversicherungspflicht 
nur einheitlich für alle zeitgleich ausgeübten Minijobs gestellt wer-
den. Der Arbeitgeber meldet bei Vorliegen eines Befreiungsantrags 
mit der ersten folgenden Verdienstabrechnung, spätestens inner-
halb von sechs Wochen nach Zugang, den Minijobber als renten-
versicherungsfreien Beschäftigten bei der Minijob-Zentrale. Der 
Arbeitgeber muss den Befreiungsantrag mit dem Eingangsdatum 
versehen und bei den Lohnunterlagen aufbewahren. 

3.12	Anmeldung und Abführung der Abgaben  
und Umlagen

Die Abgaben für geringfügig entlohnt Beschäftigte setzen sich aus 
den Beiträgen zur Kranken- und Rentenversicherung, der einheit-
lichen Pauschsteuer sowie den Umlagen zur Arbeitgeber- und In-
solvenzgeldversicherung zusammen. Die Abgaben für geringfügig 
Beschäftigte sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-
testens am drittletzten Bankarbeitstag des Monats fällig, an dem die 
betreffende Beschäftigung ausgeübt wird. Der Arbeitgeber hat der 
Minijob-Zentrale den Beitragsnachweis spätestens zwei Arbeitsta-
ge vor Fälligkeit der Beiträge zu übermitteln. Der Beitragsnachweis 
muss neben den Beiträgen zur Sozialversicherung auch die Höhe 
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der Umlagen und die einheitliche Pauschsteuer in Höhe von 2 % 
enthalten. Die Übermittlung der Beitragsnachweise darf grundsätz-
lich nur mittels elektronischer Datenübertragung erfolgen. 

Übersicht:  
Beitrags- und Umlagesätze für gewerbliche Minijobs 2023

Minijobs im gewerblichen Bereich

Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung 13 %

Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung 15 %

Beitragsanteil des Arbeitnehmers bei Versicherungspflicht  
in der Rentenversicherung

3,6 %

Einheitliche Pauschsteuer 2 %

Umlagebeiträge zum Ausgleichsverfahren

	� Umlage U1 (Krankheit) 0,90 %

	� Umlage U2 (Mutterschaft) 0,29 %

Insolvenzgeldumlage 0,06 %

4.	 Geringfügig entlohnte Beschäftigungen  
im Privathaushalt

4.1	 Allgemeines

Eine geringfügig entlohnte Beschäftigung kann außer im gewerb-
lichen Bereich auch in einem Privathaushalt ausgeübt werden. 
Geringfügige Beschäftigungen in Privathaushalten werden vom 
Gesetzgeber durch günstigere Abgaben und Steuervorteile beson-
ders gefördert. Für geringfügige Beschäftigungen, die in Privat-
haushalten ausgeübt werden, gelten die gleichen steuer- und sozi-
alversicherungsrechtlichen Voraussetzungen wie für geringfügige 
Beschäftigungen außerhalb von Privathaushalten. Auch für private 
Minijobs darf das regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt 520 Euro 
im Monat nicht übersteigen. Bei den privaten Tätigkeiten muss es 
sich um Dienstleistungen, wie z. B. Reinigungshilfen, Kinderbetreu-
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ung oder Gartenarbeiten handeln. Ferner ist erforderlich, dass ein 
Mitglied des Privathaushaltes selbst Arbeitgeber des geringfügig 
Beschäftigten ist. Auch Minijobber in Privathaushalten unterliegen 
bei Arbeitsaufnahme der Rentenversicherungspflicht und können 
sich auf Antrag von der Versicherungspflicht befreien lassen.

Um private Minijobs attraktiver zu machen und der „Schwarzar-
beit“ entgegenzuwirken, unterliegen diese Beschäftigungsverhält-
nisse einer geringeren Abgabenbelastung. Der private Arbeitgeber 
zahlt für Minijobber in Privathaushalten, die in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versichert (auch familienversichert) sind, 
Pauschalbeiträge in Höhe von 5 % des Arbeitsentgelts an die Kran-
kenversicherung und ebenfalls 5 % zur Rentenversicherung sowie 
die einheitliche Pauschsteuer von 2 %. Daneben fallen weitere 
Abgaben, wie die Umlagen zum Ausgleich der Arbeitgeberauf-
wendungen bei Krankheit und Mutterschaft sowie die Beiträge zur 
Unfallversicherung an. Neben den günstigen Abgaben für Beschäf-
tigungsverhältnisse im Privathaushalt erhalten Arbeitgeber auch 
steuerliche Förderungen, um einen zusätzlichen Anreiz für die An-
meldung dieser Beschäftigungsverhältnisse zu schaffen. 

Minijobs im Privathaushalt 2023

Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung 5 %

Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung 5 %

Beitragsanteil des Arbeitnehmers bei Versicherungspflicht  
in der Rentenversicherung

13,6 %

Einheitliche Pauschsteuer 2 %

Umlagebeiträge zum Ausgleichsverfahren

	� Umlage U1 (Krankheit) 0,90 %

	� Umlage U2 (Mutterschaft) 0,29 %

Insolvenzgeldumlage entfällt
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4.2	 Beschäftigung in einem Privathaushalt

Voraussetzung für die Annahme einer geringfügigen Beschäftigung 
im Privathaushalt ist, dass diese durch einen privaten Haushalt be-
gründet wird und die Tätigkeit sonst gewöhnlich durch Mitglieder 
des privaten Haushalts erledigt wird. Der Gesetzgeber spricht auch 
von haushaltsnaher Dienstleistung. Hierzu zählen z. B. alltägliche 
Arbeiten rund um den Haushalt, wie z. B.

	� die Zubereitung von Mahlzeiten,

	� die Reinigung der Wohnung,

	� Wäsche waschen, 

	� Bügeln oder Einkaufen,

	� Gartenpflege und

	� die Betreuung von Kindern, kranken Menschen oder Senioren. 

Als Arbeitgeber im Haushaltsscheckverfahren kommen nur natürli-
che Personen in Betracht. Beschäftigungen in privaten Haushalten, 
die durch Dienstleistungsagenturen oder andere Unternehmen be-
gründet sind, fallen nicht unter diese Regelung. Dies gilt auch für 
Beschäftigungsverhältnisse, die mit Hausverwaltungen oder Woh-
nungseigentümergemeinschaften geschlossen werden, da es sich 
hierbei nicht um einen Privathaushalt im engeren Sinne handelt.

4.3	 Meldung im Haushaltsscheckverfahren

Die Teilnahme am Haushaltsscheckverfahren ist für Minijobs, die 
im Privathaushalt ausgeübt werden, verpflichtend. Der Arbeitge-
ber (Privathaushalt) hat der Minijob-Zentrale für einen in seinem 
Haushalt beschäftigten Arbeitnehmer eine vereinfachte Meldung, 
den Haushaltsscheck, zu erstatten. Der Haushaltsscheck kann so-
wohl handschriftlich als auch elektronisch an die Minijob-Zentrale 
gesendet werden. Das Haushaltsscheckverfahren soll das Melde- 
und Beitragsverfahren für Privathaushalte vereinfachen, um so die 
Akzeptanz zu erhöhen und „Schwarzarbeit“ entgegenzuwirken. Die 
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Minijob-Zentrale prüft nach Eingang des Haushaltsschecks die ge-
machten Angaben und vergibt, sofern noch nicht vorhanden, die 
Betriebsnummer. Auf der Grundlage des gemeldeten Arbeitsent-
gelts berechnet die Minijob-Zentrale die zu zahlenden Abgaben 
(Gesamt-Sozialversicherungsbeiträge, Beiträge zur Unfallversiche-
rung, Umlagen zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen bei 
Krankheit und Mutterschaft sowie ggf. zu zahlende Pauschsteuer). 
Die Minijob-Zentrale zieht die Gesamtabgaben halbjährlich je-
weils am 31. Juli für die zurückliegende Zeit vom 1. Januar bis zum 
30. Juni sowie am 31. Januar für die Zeit vom 1. Juli bis zum 31. De-
zember des vergangenen Jahres vom Konto des Arbeitgebers ein.

Hinweis

Wird ein privater Minijob nicht bei der Minijob-Zentrale ange-
meldet, stellt dies eine Ordnungswidrigkeit dar, die mit einer 
Geldbuße bis zu einer Höhe von 5.000 Euro geahndet werden 
kann.

Zusätzlich zum Haushaltsscheck existiert ein Halbjahresscheck. 
Der Halbjahresscheck ergänzt den Haushaltsscheck und ist in ers-
ter Linie für Minijobber mit schwankenden Arbeitsentgelten zu ver-
wenden. Daneben kann vom Privathaushalt ein Änderungsscheck 
genutzt werden. Mit dem Änderungsscheck soll der Privathaushalt 
die Minijob-Zentrale z. B. über Adressänderungen oder über eine 
neue Bankverbindung informieren oder wenn ein gleichbleibendes 
Arbeitsentgelt anstatt von bisher schwankenden Verdiensten ge-
zahlt wird.

Hinweis

Ihr Steuerberater hält die für das Haushaltsscheckverfahren 
benötigten Formulare für Sie bereit und unterstützt Sie bei 
der Erstellung und Übermittlung der Meldungen an die Mini-
job-Zentrale.
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4.4	 Steuervorteile für den Privathaushalt im Rahmen  
der Einkommensteuerveranlagung

Um einen zusätzlichen Anreiz für private geringfügige Beschäfti-
gungsverhältnisse zu schaffen, besteht für Privathaushalte, die ei-
nen Minijobber beschäftigen, eine besondere Steuerermäßigung im 
Rahmen der Einkommensteuerveranlagung. Die Einkommensteu-
er ermäßigt sich für haushaltsnahe geringfügige Beschäftigungs-
verhältnisse, die im Haushaltsscheckverfahren gemeldet sind, um 
20 % der entstandenen Kosten (max. 510 Euro im Jahr). Voraus-
setzung ist, dass die geringfügige Beschäftigung in dem Haushalt 
des Steuerpflichtigen ausgeübt wird. Die Ermäßigung kann nur be-
ansprucht werden, soweit es sich nicht um Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten handelt und sie nicht als Sonderausgaben (z. B. 
für Kinderbetreuungskosten) oder außergewöhnliche Belastungen 
berücksichtigt worden sind. Für die Geltendmachung erhält der 
Privathaushalt jeweils zu Jahresbeginn von der Minijob-Zentrale 
eine Bescheinigung für das vergangene Kalenderjahr zur Vorlage 
beim Finanzamt. Sie beinhaltet den Zeitraum und die Höhe des ge-
zahlten Arbeitsentgelts sowie die darauf entfallenden Abgaben.

Hinweis

Die Aufwendungen für Ihre private Haushaltshilfe müssen in 
der Einkommensteuererklärung in der hierfür vorgesehenen 
Anlage geltend gemacht werden. Sprechen Sie mit Ihrem 
Steuerberater. 

4.5	 Private Minijobs im Arbeitsrecht

Auch Minijobber im Privathaushalt unterliegen den Regelungen des 
Teilzeit- und Befristungsgesetzes und dürfen arbeitsrechtlich nicht 
schlechter behandelt werden als vergleichbare vollzeitbeschäftigte 
Arbeitnehmer und haben damit u. a. Anspruch auf
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	� den gesetzlichen Mindestlohn (ab 01.10.2022: 12 Euro),

	� Entgeltfortzahlung i. H. d. regelmäßigen Arbeitsentgelts bei Ar-
beitsunfähigkeit wegen Krankheit bis zu einer Dauer von sechs 
Wochen,

	� Mutterschutzlohn für die Zeit von Beschäftigungsverboten bzw. 
auf Zuschuss zum Mutterschaftsgeld nach dem Mutterschutz-
gesetz,

	� bezahlten Erholungsurlaub,

	� Entgeltfortzahlung für gesetzliche Feiertage sowie 

	� Beachtung der gesetzlichen Kündigungsfristen.

Arbeitgeber sollten mit ihren Minijobbern einen schriftlichen Ar-
beitsvertrag schließen. Hat der private Arbeitgeber mit dem Mi-
nijobber keinen schriftlichen Arbeitsvertrag abgeschlossen, ist er 
verpflichtet, dem Minijobber spätestens einen Monat nach Beginn 
des Arbeitsverhältnisses einen schriftlichen Nachweis über die we-
sentlichen Arbeitsbedingungen auszustellen.

5.	 Besteuerung von 520 Euro-Minijobs

5.1	 Allgemeine Lohnsteuerpflicht 

Der Arbeitslohn, den ein gewerblicher oder im Privathaushalt be-
schäftigter 520  Euro-Minijobber für seine Tätigkeit erhält, unter-
liegt grundsätzlich der Lohnsteuerpflicht. Die Lohnsteuer kann 
dabei pauschal oder nach den individuellen Lohnsteuerabzugs-
merkmalen des Minijobbers (Lohnsteuerklassen I – VI) erhoben 
werden. Für die Lohnsteuerpauschalierung ist zu unterscheiden 
zwischen der einheitlichen Pauschsteuer i. H. v. 2 % und der pau-
schalen Lohnsteuer i. H. v. 20 % des Arbeitsentgelts. Die Pauschal-
besteuerung mit 2 % stellt den Regelfall der Lohnbesteuerung für 
520 Euro-Minijobs dar. Während der mit 2 % oder 20 % pauschal 
versteuerte Arbeitslohn bei der persönlichen Einkommensteuerver-



30

Minijobs

anlagung des geringfügig Beschäftigten unberücksichtigt bleibt, 
ist der nach den individuellen Steuermerkmalen besteuerte Aus-
hilfslohn bei der persönlichen Einkommensveranlagung zu berück-
sichtigen. Erfolgt die pauschale Besteuerung mit 2 %, kann der Ar-
beitnehmer die Aufwendungen, die mit dem pauschal besteuerten 
Arbeitslohn zusammenhängen, nicht als Werbungskosten abziehen.

5.2	 Besteuerung nach den individuellen 
Lohnsteuermarkmalen

Wird der Arbeitslohn des Minijobbers weder mit der Pauschsteuer 
von 2 % noch pauschal mit 20 % erhoben, so ist die Besteuerung 
nach Maßgabe der individuellen Lohnsteuermerkmale des Mini-
jobbers durchzuführen. In diesem Fall hängt die Höhe der Steuer-
abzugsbeträge von der persönlichen Lohnsteuerklasse ab. Bei den 
Lohnsteuerklassen I (Alleinstehende), II (bestimmte Alleinerziehen-
de mit Kind) oder III und IV (verheiratete Arbeitnehmer/innen), fällt 
bis zu der Geringfügigkeitsgrenze von 520 Euro (noch) keine Lohn-
steuer an. Bei der Besteuerung nach der Lohnsteuerklasse V oder 
VI (zweites Arbeitsverhältnis) ergeben sich im Jahr 2022 bei einem 
Arbeitsentgelt von 520 Euro im Monat entsprechende Lohnsteuer-
abzugsbeträge. Unabhängig davon, ob es zu einem Lohnsteuerab-
zug kommt oder nicht, ist der individuell besteuerte Arbeitslohn aus 
einer geringfügig entlohnten Beschäftigung bei der jährlichen Ein-
kommensveranlagung zu berücksichtigen. Der Arbeitgeber hat für 
den geringfügig entlohnt Beschäftigten eine elektronische Lohn-
steuerbescheinigung zu übermitteln, auch wenn sich keine Lohn-
steuerabzugsbeträge ergeben. Fallen individuelle Lohnsteuerab-
zugsbeträge an, sind diese nicht an die Minijob-Zentrale, sondern 
an das für den Arbeitgeber zuständige Betriebsstättenfinanzamt 
abzuführen. 
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5.3	 Die einheitliche Pauschsteuer von 2 % (Regelfall)

Führt der Arbeitgeber für ein geringfügig entlohntes Beschäfti-
gungsverhältnis den pauschalen Beitrag zur Rentenversicherung 
i. H.  v. 15 % ab, kann die Besteuerung des Arbeitslohns mit der 
einheitlichen Pauschsteuer in Höhe von 2 % erfolgen. Die Pausch-
steuer in Höhe von 2 % gilt ausschließlich für 520 Euro-Minijobs. 
Dadurch sollen die Arbeitgeber (insb. Privathaushalte) die Mög-
lichkeit erhalten, auf einfache Weise die Lohnsteuer inklusive Kir-
chensteuer und Solidaritätszuschlag abzuführen. Die einheitliche 
Pauschsteuer wird zusammen mit den übrigen Abgaben an die Mi-
nijob-Zentrale abgeführt. 

Die Pauschalierung der Lohnsteuer mit 2 % knüpft unmittelbar an 
die sozialversicherungsrechtliche Behandlung an, d. h. solange die 
Voraussetzungen für einen versicherungsfreien 520 Euro-Minijob 
vorliegen, kann die Lohnsteuer mit 2 % pauschal erhoben werden. 
Dadurch ist eine Pauschalbesteuerung mit 2 % auch dann möglich, 
wenn schwankendes Arbeitsentgelt gezahlt wird, das die Geringfü-
gigkeitsgrenze in einzelnen Monaten überschreitet oder es zu ei-
nem gelegentlichen und nicht vorhersehbaren Überschreiten der 
Minijobgrenze kommt, die zu keiner Sozialversicherungspflicht des 
Minijobs führt. Bei mehreren nebeneinander ausgeübten geringfü-
gig entlohnten Beschäftigungen ist eine Pauschalbesteuerung mit 
2 % nur möglich, solange die zusammengerechneten Arbeitsent-
gelte aus allen Beschäftigungsverhältnissen insgesamt 520 Euro im 
Monat nicht übersteigen.

Hinweis

Bei der Pauschalierungsmöglichkeit mit 2 % handelt es sich 
um eine „Kann-Vorschrift“. D. h. anstelle der Pauschalbesteu-
erung mit 2 % kann auch ein Lohnsteuerabzug nach den in-
dividuellen Lohnsteuerabzugsmerkmalen (Lohnsteuerklassen 
I – VI) des Minijobbers erfolgen. 
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5.4	 Die Pauschalsteuer in Höhe von 20 % (Ausnahmefall)

Hat der Arbeitgeber für das Arbeitsentgelt aus einer geringfügig 
entlohnten Beschäftigung den pauschalen Beitrag zur gesetzlichen 
Rentenversicherung i. H. v. 15 % oder 5 % (Privathaushalt) nicht 
zu entrichten, kann er die pauschale Lohnsteuer mit einem Steu-
ersatz i. H. v. 20 % des Arbeitsentgelts erheben. Die Lohnsteuer 
kann mit 20 % pauschaliert werden, wenn das Arbeitsentgelt mo-
natlich 520  Euro nicht übersteigt. Die Pauschalbesteuerung mit 
20 % kommt bei Eintritt der Sozialversicherungspflicht z. B. wegen 
Zusammenrechnung eines Minijobs mit einer Hauptbeschäftigung 
oder Ausübung mehrerer geringfügiger Beschäftigungsverhältnis-
se in Frage, für die reguläre Sozialversicherungsbeiträge an die zu-
ständige Krankenkasse abzuführen sind. 

Die Pauschalsteuer von 20 % ist – anders als die einheitliche Pau-
schsteuer von 2 % – nicht an die Minijob-Zentrale, sondern an 
das Betriebsstättenfinanzamt des Arbeitgebers abzuführen. Hinzu 
kommt der Solidaritätszuschlag (5,5 % der Lohnsteuer) und die 
Kirchensteuer nach dem jeweiligen Landesrecht.

6.	 Die kurzfristige Beschäftigung

6.1	 Beitragsfreie Beschäftigung 

Die kurzfristige Beschäftigung unterscheidet sich von der geringfü-
gig entlohnten Beschäftigung u. a. dadurch, dass keine Beiträge zur 
Sozialversicherung anfallen. Der Arbeitgeber muss für kurzfristig 
Beschäftigte auch keine Pauschalbeiträge zur Kranken- und Ren-
tenversicherung an die Minijob-Zentrale abführen. Kurzfristige Be-
schäftigte unterliegen nicht der Sozialversicherungspflicht, weil der 
Gesetzgeber davon ausgeht, dass sie nicht zum Lebensunterhalt 
dienen, weil anderweitige sozialversicherungs- oder privatrechtli-
che Absicherungen vorliegen.
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6.2	 Dauer der kurzfristigen Beschäftigung

Eine kurzfristige Beschäftigung liegt vor, soweit die Beschäftigung 
innerhalb eines Kalenderjahrs von vornherein auf nicht mehr als 
drei Monate oder insgesamt 70 Arbeitstage nach ihrer Eigenart 
oder im Voraus vertraglich begrenzt ist, es sei denn, dass die Be-
schäftigung berufsmäßig ausgeübt wird. Eine Beschäftigung wird 
nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts nicht berufs-
mäßig ausgeübt, wenn der dadurch erzielte Verdienst nur von un-
tergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung für den Beschäftigten 
ist. Während ein 520  Euro-Minijob auf Dauer angelegt ist, sieht 
die kurzfristige Beschäftigung hingegen einen zeitlich befristeten 
(kurzfristigen) Arbeitseinsatz vor. Man spricht daher auch von Zeit-
geringfügigkeit. Interessant sind kurzfristige Beschäftigungen für 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber, weil es anders als bei den gering-
fügig entlohnten Beschäftigungen nicht auf die Höhe des Arbeits-
entgelts ankommt.

Nach aktueller Rechtslage stehen die beiden Zeitgrenzen von drei 
Monaten oder 70 Arbeitstage nebeneinander. Zuvor wurde davon 
ausgegangen, dass die Unterscheidung der Zeitgrenze von drei 
Monaten und 70 Arbeitstagen zur Beurteilung einer kurzfristigen 
Beschäftigung von der Anzahl der wöchentlichen Arbeitstage ab-
hängig ist. Für kurzfristig Beschäftigte, die mindestens 5 Tage in 
der Woche gearbeitet haben, wurde die Zeitgrenze von drei Mo-
naten zugrunde gelegt. Übte ein Arbeitnehmer seine kurzfristige 
Beschäftigung an weniger als 5  Tagen in der Woche aus, waren 
70  Arbeitstage maßgebend für die Beurteilung der kurzfristigen 
Beschäftigung. Durch die geänderte BSG-Rechtsprechung ist eine 
Unterscheidung in Abhängigkeit von der Anzahl der wöchentli-
chen Arbeitstage nicht mehr vorzunehmen. Eine sozialversiche-
rungsfreie kurzfristige Beschäftigung liegt nunmehr immer dann 
vor, wenn eine der beiden Zeitraumalternativen (drei Monate oder 
70 Arbeitstage) erfüllt ist.
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Beispiel:	 Eine Hausfrau wird vom 01.02. – 05.05.2023 als kurzfristig Be-
schäftigte an 5 Tagen in der Woche eingesetzt. Das monatliche Ar-
beitsentgelt beträgt 1.500 Euro. Nach den schriftlichen Arbeitszeit-
nachweisen wurde im gesamten Beschäftigungszeitraum an insg. 
66 Tagen gearbeitet. Die Arbeitnehmerin übte zuvor bisher keine 
kurzfristige Beschäftigung aus.

Ergebnis: Da es sich bei den Zeitgrenzen von drei Monaten oder 
70 Arbeitstagen um gleichwertige Alternativen handelt, die neben-
einander bestehen und zu prüfen sind, liegt eine sozialversiche-
rungsfreie kurzfristige Beschäftigung vor. Die Zeitgrenze von drei 
Monaten ist zwar überschritten (01.02. – 05.05.2023), jedoch wird 
die alternative Zeitgrenze von 70 Arbeitstagen eingehalten, da die 
Arbeitnehmerin nur an insg. 66 Tagen arbeitet. Die Voraussetzun-
gen für eine kurzfristige Beschäftigung sind erfüllt.

6.3	 Zusammenrechnung mehrerer kurzfristiger 
Beschäftigungen

Bei der Prüfung, ob die Zeiträume von drei Monaten oder 70 Ar-
beitstagen innerhalb eines Kalenderjahrs überschritten werden, 
sind die Zeiten mehrerer aufeinanderfolgender kurzfristiger Be-
schäftigungen zusammenzurechnen. Überschreitet eine oder ggf. 
mehrere zusammenzurechnende kurzfristige Beschäftigungen drei 
Monate oder 70 Arbeitstage im Kalenderjahr, so tritt vom Tage des 
Überschreitens die Sozialversicherungspflicht ein. Bei einer Zu-
sammenrechnung von mehreren Beschäftigungszeiten treten an 
die Stelle des Dreimonatszeitraums 90 Kalendertage. Hierbei wer-
den volle Kalendermonate mit 30 Kalendertagen und Teilmonate 
mit den tatsächlichen Kalendertagen berücksichtigt. 

Beispiel:	 Ein Arbeitgeber schließt mit einem Rentner einen Arbeitsvertrag für 
eine im Voraus befristete kurzfristige Beschäftigung vom 01.11. – 
15.11.2022 (= 15 Kalendertage). Zuvor hatte der Rentner im Kalen-
derjahr 2022 bereits zwei weitere kurzfristige Beschäftigungen (je-
weils 5-Tage-Woche) ausgeübt, und zwar vom 01.03. – 15.04.2022 
(= 45 Kalendertage) und vom 01.08. – 29.08.2022 (= 29 Kalender-
tage).
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Ergebnis: Für die Beurteilung, ob die im November ausgeübte Tä-
tigkeit die Voraussetzungen für eine kurzfristige Beschäftigung er-
füllt, sind 90 Kalendertage maßgebend. Dabei sind volle Kalender-
monate mit 30 Kalendertagen zu berücksichtigen. Bei der Addition 
der kurzfristigen Beschäftigungen ergeben sich somit insg. (15 + 
45 + 29 =) 89 Kalendertage. Die Grenze von 90 Kalendertagen wird 
nicht überschritten, damit handelt es sich auch bei der Beschäfti-
gung vom 01.11. – 15.11.2022 um eine sozialversicherungsfreie 
kurzfristige Beschäftigung.

6.4	 Berufsmäßigkeit

Kurzfristige Beschäftigungen sind nur dann versicherungsfrei, 
wenn sie nicht berufsmäßig ausgeübt werden. Berufsmäßigkeit 
wird angenommen, wenn die Beschäftigung für die Person nicht 
von untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung ist. Für kurzfris-
tige Beschäftigungen, die neben einer sozialversicherungspflich-
tigen (Haupt-)Beschäftigung, oder neben dem Bezug von Vorru-
hestandsgeld ausgeübt werden, kann angenommen werden, dass 
sie von untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung und deshalb 
grundsätzlich nicht berufsmäßig sind. Dies gilt auch für neben ei-
ner selbstständigen Tätigkeit ausgeübte kurzfristige Beschäftigun-
gen. Für neben einem freiwilligen sozialen oder ökologischen Jahr, 
neben dem Bundesfreiwilligendienst, neben einem dem freiwilligen 
sozialen oder ökologischen Jahr vergleichbaren Freiwilligendienst 
ausgeübte kurzfristige Beschäftigungen ist ebenfalls regelmäßig 
anzunehmen, dass sie nicht berufsmäßig ausgeübt werden.

Berufsmäßig wird eine Beschäftigung ausgeübt, wenn sie für die in 
Betracht kommende Person nicht von untergeordneter wirtschaft-
licher Bedeutung ist. Dies wird in folgenden Fällen angenommen:

	� Kurzfristige Beschäftigungen zwischen Schulentlassung und ei-
ner betrieblichen Berufsausbildung;

	� Kurzfristige Beschäftigungen in der Elternzeit und unabhängig 
davon, ob die befristete Beschäftigung beim bisherigen Arbeit-
geber oder bei einem anderen Arbeitgeber ausgeübt wird;
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	� Beschäftigungen von Personen, die als beschäftigungslos gelten 
und bei der Agentur für Arbeit für eine mehr als kurzfristige Be-
schäftigung als arbeitssuchend gemeldet sind.

Beschäftigungen, die zwischen dem Schulabschluss und einem 
beabsichtigten Studium aufgenommen werden, sind ebenso von 
untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung wie Beschäftigungen 
von Schülern, die nur während der Schulferien ausgeübt werden. 
Ebenfalls nicht berufsmäßig ausgeübt werden kurzfristige Beschäf-
tigungen von Personen, die nicht im Erwerbsleben stehen (z.  B. 
Hausfrauen oder Hausmänner) oder aus dem Berufsleben bereits 
ausgeschieden sind und dem Arbeitsmarkt nicht mehr dauerhaft 
zur Verfügung stehen.

6.5	 Befristung durch eine Rahmenvereinbarung 

Eine Beschäftigung wird regelmäßig ausgeübt und gilt damit nicht 
als kurzfristig, wenn sie von vornherein auf ständige Wiederholung 
gerichtet ist und über einen längeren Zeitraum ausgeübt werden 
soll. Es besteht allerdings die Möglichkeit, eine Beschäftigung für 
maximal ein Jahr zu befristen und damit die Voraussetzungen für 
eine kurzfristige Beschäftigung zu erfüllen, wenn dies über eine 
Rahmenvereinbarung erfolgt, der einen Arbeitseinsatz von maxi-
mal 70 Arbeitstagen vorsieht. Wird im Anschluss an einen solchen 
Vertrag mit einem Abstand von mindestens zwei Monaten ein neu-
er Rahmenvertrag mit einer Befristung bis zu einem Jahr und einer 
Begrenzung auf maximal 70 Arbeitstage abgeschlossen, kann im 
Regelfall vom Beginn der neuen Rahmenvereinbarung an wiede-
rum von einer kurzfristigen Beschäftigung ausgegangen werden. 
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6.6	 Lohnsteuerrechtliche Behandlung kurzfristig 
Beschäftigter

Die Lohnbesteuerung einer kurzfristigen Beschäftigung kann an-
hand der individuellen Lohnsteuermerkmalen (Lohnsteuerklasse I 
– VI) des Arbeitnehmers erfolgen. D. h. für den kurzfristig Beschäf-
tigten sind die persönlichen Lohnsteuermerkmale elektronisch ab-
zurufen und für die Lohnbesteuerung anzuwenden. Unter bestimm-
ten Voraussetzungen kann der Arbeitslohn aus einer kurzfristigen 
Beschäftigung auch pauschal mit 25 % zuzüglich des pauschalen 
Solidaritätszuschlags und eventueller Kirchensteuer erfolgen. Die 
Pauschalsteuer von 25 % ist nicht an die Minijob-Zentrale, sondern 
stets an das Betriebsstättenfinanzamt des Arbeitgebers abzuführen. 

Eine Pauschalbesteuerung des Arbeitslohns aus einer kurzfristi-
gen Beschäftigung ist steuerlich zwar zulässig, allerdings gelten in 
diesem Fall deutlich geringere Arbeitszeit- und Verdienstgrenzen. 
Eine Pauschalierung der Lohnsteuer unter Anwendung des Pau-
schalsteuersatzes von 25 % kommt nur in Frage, wenn der Arbeit-
nehmer gelegentlich, nicht regelmäßig wiederkehrend beschäftigt 
wird und

	� der Arbeitslohn täglich 120 Euro nicht übersteigt (ab 
01.01.2023 vss. 150 Euro),

	� die Beschäftigung über 18 zusammenhängende Arbeitstage 
nicht hinausgeht und

	� der Stundenlohn höchstens 15 Euro beträgt (ab 01.01.2023 vss. 
19 Euro) und

	� die Beschäftigung zu einem unvorhergesehenen Zeitpunkt 
sofort erforderlich wird.

Beispiel:	 Ein Arbeitnehmer wird für einen Winterdienst für 3 Wochen befris-
tet vom 01.12. – 21.12.2022 als kurzfristig Beschäftigter eingesetzt. 
Er arbeitet an 5 Tagen in der Woche jeweils 7 Stunden täglich (wö-
chentlich 35 Stunden). Der Stundenlohn beträgt 14 Euro. Der Ar-
beitslohn für die kurzfristige Beschäftigung soll mit 25 % pauschal 
besteuert werden.
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Ergebnis: Die Voraussetzungen für eine sozialversicherungsfreie 
kurzfristige Beschäftigung sind erfüllt, da die Beschäftigung drei 
Monate oder 70 Arbeitstage nicht überschreitet. Eine Pauschalie-
rung der Lohnsteuer mit 25 % ist möglich, da die Beschäftigungs-
dauer insgesamt lediglich 15 Arbeitstage beträgt, der Arbeitslohn 
nicht 120 Euro je Arbeitstag (7 Std. x 14 Euro = 98 Euro) übersteigt 
und der Stundenlohn nicht 15 Euro überschreitet. 

Um die vollen Zeitgrenzen einer kurzfristigen Beschäftigung für die 
Sozialversicherungsfreiheit (drei Monate oder 70  Arbeitstage) in 
Anspruch nehmen zu können, ist es erforderlich, dass die Lohnbe-
steuerung nach den individuellen Lohnsteuermerkmalen (Steuer-
klassen I – VI) des Arbeitnehmers erfolgt. 

7.	 Meldungen für geringfügig Beschäftigte

Für geringfügig Beschäftigte gilt das allgemeine Meldeverfahren 
nach der Datenerfassungs- und -übermittlungsverordnung (DEÜV). 
Für geringfügig entlohnt Beschäftigte sind nicht nur An- und Ab-
meldungen, sondern auch alle anderen Meldungen, wie z. B. Unter-
brechungs- und Jahresmeldungen zu erstatten. Zudem sind Arbeit-
geber bestimmter Wirtschaftszweige verpflichtet, zusätzlich zu den 
üblichen Meldungen eine Sofortmeldung zu übermitteln. Die Pflicht 
zur Abgabe von Sofortmeldungen umfasst alle Arbeitgeber, die fol-
genden Wirtschaftsbereichen oder Wirtschaftszweigen zuzuord-
nen sind: Baugewerbe, Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe, 
Personenbeförderungsgewerbe, Speditions-, Transport- und damit 
verbundenen Logistikgewerbe, Schaustellergewerbe, Unterneh-
men der Forstwirtschaft, Gebäudereinigungsgewerbe, Unterneh-
men, die sich am Auf- und Abbau von Messen und Ausstellungen 
beteiligen, Prostitutionsgewerbe, Wach- und Sicherheitsgewerbe 
und Fleischwirtschaft.

Sämtliche Meldungen für geringfügig entlohnt Beschäftigte sind 
gegenüber der Minijob-Zentrale zu erstatten. Entsprechendes gilt 
für Meldungen für kurzfristig Beschäftigte. Geringfügig Beschäf-
tigte in Privathaushalten sind in dem vereinfachten Verfahren, dem 
sog. Haushaltsscheckverfahren, der Minijob-Zentrale zu melden.
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Hinweis

Ab dem 01.01.2022 wurden die Meldepflichten für Minijobs 
erweitert. Anzugeben sind nunmehr auch die 13-stellige Steu-
ernummer des Arbeitgebers, die 11-stellige Identifikations-
nummer des Arbeitnehmers (Steuer-ID) und die Art der Be-
steuerung des geringfügig Beschäftigten. 

8.	 Überblick über Neuregelungen  
des Übergangsbereichs 

8.1	 Neue Entgeltgrenzen für den Übergangsbereich  
ab 01.10.2022 

Für Arbeitnehmer, die eine Beschäftigung im Übergangsbereich 
ausüben, besteht – anders als bei den geringfügig Beschäftigten 
– in allen Zweigen der Sozialversicherung grundsätzlich Versiche-
rungspflicht. Arbeitnehmer mit einem monatlichen Arbeitsentgelt 
im Übergangsbereich werden Midijobber genannt. Für Beschäf-
tigungsverhältnisse im Übergangsbereich, gelten besondere Re-
gelungen für die Ermittlung der Beitragsbemessungsgrundlage 
sowie für die Beitragstragung zur Kranken-, Pflege-, Renten- und 
Arbeitslosenversicherung. Innerhalb des Übergangsbereichs steigt 
die Belastung des Arbeitnehmers mit Sozialversicherungsbeiträgen 
gleitend von null auf den vollen Beitrag an. Die für den Arbeitneh-
mer geringeren Sozialversicherungsbeiträge (vor allem im unteren 
Übergangsbereich) sollen den Anreiz erhöhen, über einen Minijob 
hinaus erwerbstätig zu sein.

Um Midijobber bei den Arbeitnehmeranteilen zur Sozialversiche-
rung stärker als bisher zu entlasten und einen zusätzlichen Anreiz 
für die Aufnahme einer versicherungspflichtigen Beschäftigung 
zu geben, wurde die obere Entgeltgrenze für eine Beschäftigung 
im Übergangsbereich ab 01.10.2022 von bisher 1.300  Euro auf 
1.600 Euro im Monat angehoben. Der Übergangsbereich umfasst 



40

Minijobs

vom 01.10.2022 bis 31.12.2022 somit den Entgeltbereich von 
520,01 bis 1.600 Euro (bis 30.09.2022: 450,01 bis 1.300 Euro). Ab 
dem 01.01.2023 wird der Entgeltbereich im Übergangsbereich er-
neut angehoben. Er umfasst ab 01.01.2023 den Entgeltbereich von 
520,01 bis 2.000 Euro.

8.2	 Neue Übergangsbereichsformel

Für Arbeitnehmer, deren regelmäßiges monatliches Arbeitsentgelt 
innerhalb des neuen Übergangsbereichs von 520,01 bis 1.600 Euro 
(ab 01.01.2023: 520,01 - 2.000 Euro) liegt, wird in der Kranken-, 
Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung für die Berech-
nung des Beitrags als beitragspflichtige Einnahme nicht das tat-
sächlich erzielte Arbeitsentgelt zugrunde gelegt, sondern eine 
fiktive beitragspflichtige Einnahme, die ab 01.10.2022 vom 01.10. 
- 31.12.2022 nach folgender Formel berechnet wird:

BE = F x G + (
1.600

-
G

 x F) x (AE - G)
1.600 - G 1.600 - G

BE = beitragspflichtige Einnahme 
AE = monatliches Arbeitsentgelt des Beschäftigungsverhältnisses 
G = Geringfügigkeitsgrenze 
F = Faktor (für die Zeit vom 01.10. – 31.12.2022 beträgt der Faktor F: 0,7009)

Die neue Übergangsbereichsformel gewährleistet, dass aus Sicht 
des Arbeitnehmers auf einem höheren Brutto-Lohn auch ein höhe-
rer Netto-Lohn folgt, sodass sich Mehrarbeit für die Beschäftigten 
lohnt. Durch die Anwendung der Übergangsbereichsformel ergibt 
sich für den Arbeitnehmer eine geringere Belastung mit Sozialver-
sicherungsbeiträgen und eine höhere Belastung für den Arbeit-
geber. Neben der Übergangsbereichsformel gilt es, vom 01.10. 
- 31.12.2022 eine gesonderte Formel zur Berechnung der Arbeit-
nehmer-Beitragsanteile zur Sozialversicherung zu beachten: 

BE = 
1.600

 x (AE - G)
1.600 - G
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8.3	 Beitragsberechnung innerhalb des neuen 
Übergangbereichs

Das Verfahren zur Beitragsberechnung innerhalb des neuen Über-
gangsbereich lässt sich vereinfacht anhand der folgenden drei 
Schritte darstellen:

1. Schritt (Gesamt-Sozialversicherungsbeitrag): Zunächst wird 
der Gesamtbeitrag ausgehend von der reduzierten beitragspflich-
tigen Einnahme ermittelt.

2. Schritt (Beitragsanteil des Arbeitnehmers): Anschließend er-
folgt die Berechnung des Beitragsanteils des Arbeitnehmers ausge-
hend von der gesondert ermittelten beitragspflichtigen Einnahme.

3. Schritt (Beitragsanteil des Arbeitgebers): Der Beitragsanteil 
des Arbeitgebers ergibt sich anschließend durch Abzug des Arbeit-
nehmeranteils vom Gesamtbeitrag.

Dabei müssen die Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge 
und die Verteilung der Beitragslast für den Arbeitgeber und den 
Arbeitnehmer weiterhin gesondert für jeden Versicherungszweig 
erfolgen.

8.4	 Besondere Bestandsschutzregelungen ab 01.10.2022 

Für Beschäftigungen im Übergangsbereich, die bisher ein Arbeits-
entgelt zwischen 450,01 und 520 Euro erzielt haben und die aufgrund 
der neuen Verdienstgrenzen (520,01 – 1.600 Euro) ab 01.10.2022 
nun versicherungsfrei werden würden, hat der Gesetzgeber eine 
besondere Bestandsschutzregelung geschaffen. Beschäftigte, 
die bisher ein regelmäßiges Arbeitsentgelt zwischen 450,01 Euro 
bis 520 Euro erzielt haben und in dieser Höhe weiterhin erhalten, 
bleiben über den 30.09.2022 hinaus bis zum 31.12.2023 grundsätz-
lich weiterhin versicherungspflichtig in der Kranken-, Pflege- und 
Arbeitslosenversicherung, mit der Möglichkeit der Befreiung von 
der Versicherungspflicht auf Antrag. Eine Besonderheit gilt für den 
Bereich der Rentenversicherung. Hier gilt, dass die besondere Be-
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standsschutzregelung nicht greift. Das bedeutet, dass Arbeitneh-
mer, die über den 30.09.2022 hinaus unverändert beschäftigt sind 
und ein Arbeitsentgelt zwischen 450,01 Euro bis maximal 520 Euro 
im Monat verdienen, in der Rentenversicherung mit Wirkung ab 
01.10.2022 als Minijobber gelten.

Hinweis

Durch die ab 01.10.2022 zu beachtenden Neuregelungen hat 
sich die Beitragsberechnung für Midijobs im Übergangsbe-
reichs nochmals deutlich erschwert. Für Arbeitgeber steigt 
dadurch der Verwaltungsaufwand aufgrund der komplexer 
werdenden Beitragsberechnung. Sprechen Sie mit Ihrem 
Steuerberater und lassen sich beraten. 
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